
Aktenzeichen:

Z’RAP _61162

Verkündet

am 21. Mai 196}

I m N a m e n d e 5 V o l k e 3

In Sachen

Klägerin und Revisionsklägerin,

gegen

0 . o . n . ° . o o o n o a o o » @

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 7, Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 21° Mai

1963 in Berlin, an der mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr„ B e rin d t

als Vorsitzender,

Bundesrichter
}

Dr. K l ä B und

'Bundesrichter Dr„ K r e b 5

als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter 'B l u m und
Buhdessozialrichter w u n n e r

als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil

des Landessozialgerichts Berlin vom 10„ August

1962 wird als unzulässig verworfen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu
er?

statten.

Von Rechts wegen.
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G r ü n d e :

‘ I° Die 1907 geborene Klägerin, die sich nach entsprechender
Vorbildung auf Fach— und KunstSchulen ursprünglich als

'Künstlerin (Schauspielerin, Sprecherin), aber auch als

technische Zeichnerin betätigt hatte, war mit verschiede—.

nen kurzfristigen Unterbrechnungen (Notstandsarbeiten)

seit Jahren arbeitslos° Sie bezog zuletzt seit_Juni 1961

Arbeitslosenhilfe (Alhi). Da es der Arbeitsverwaltung

-nicht gelang, die Klägerin in einen Dauerarbeitsplatz als
technische Zeichnerin oder in kaufmännische Berufsstellen

zu vermitteln, sollte sie an Umschulungs- und Fortbil-

‚dungsmaßnahmen für die Elektro- und Metallwirtschaft teil—

nehmen° Als die Klägerin dies verweigerte und geWerbliche

Arbeit ablehnte, entzog ihr das Arbeitsamt (ArbA) die
bisher gewährten Unterstützungsleistungen (Verfügung_vom

1A‚ August 1961), da sie trotz ausreichendem Leistungs—
.vermögen nicht ernstlich bereit sei, eine Beschäftigung

Junter den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeits-
marktes auszuüben° Nach erfolglosem WiderSpruch (Wider-

spruchsbescheid vom 299 September 1961) nahm in der münd—

lichen Verhandlung vor dem Sozialgericht (SG) der Prozeß-
lbevollmächtigte der Klägerin, ein Rechtsbeistand, die

Klagezurück° Diese.Erklärung wurde in die Sitzungsnieder—

schrift aufgenommen. Bevor sie aber verlesen und geneh—

migt werden konnte, entzog die Klägerin ihrem Vertreter

die erteilte Vollmacht und beantragte Aufhebung der Ver—

fügungen der Arbeitsverwaltung° Das SG wies die Klage

als unzulässig ab (Urteil vom 1° März 1962)„ Die Berufung

der Klägerin wurde
vom Landessozialgericht (LSG) zurück—

gewiesen (Urteil vom 10. August 1962). Der Rechtsstreit
_sei infolge der Klagerücknahme durch den Prozeßbevoll-

mächtigten, die sich im Rahmen seiner Vollmacht gehalten

habe, in der Hauptsache erledigt; danach sei eine Sach—

entscheidung unzulässig gewesen° Deswegen habe das SG

zu Recht die weitere Klage als unzulässig abgewiesen° Die
‚

Klagerücknahme sei als Prozeßhandlung grundsätzlich
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II.

.

—
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unWiderruflich und nicht wegen Willensmängeln anfechtbar,

wie auch die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG)

wiederholt entschieden habe° Etwas anderes gelte nur unter

den Voraussetzungen, unter denen die Wiederaufnahme eines_

durch Urteil abgeschlossenen Verfahrens statthaft sei°
Derartige Wiederaufnahmegründe seien jedoch zu Gunsten der

Klägerin hier nicht vorhanden° '

Revision wurde zugelassen.

Die Klägerin legte gegen das am 27. August 1962 zugestell—

te Urteil devaSG am 30„ August 1962 Revision ein und
begründete sie gleichzeitig" Sie rügt zunächst, die Re-

vision habe vom LSG zugelassen werden müssen, da es sich

um einen Fall von grundsätzlicher Bedeutung handele und

ein gleich oder ähnlich gelagerter auch vom BSG bislang

nicht entschieden worden_sei. Weiterhin Wird Verletzung
_

des S 162 der Zivilprbzeßordnung (ZPO) gerügt, der in.bezug

auf S 160 Abs. 2 ZPO vorschreibe, daß die zu beurkundenden

Vorgänge, hier die Klagerücknahme, den Beteiligten vor-

zulesen und dies im Protokoll zu
vermerken sei° Zwar liege

diesbezüglich eine Unterlassung des SG vor. Dieser Ver-

fahrensmangel sei jedoch vom LSG sanktioniert worden und

müsse deshalb als Mangel in dessen eigenen Verfahren gele

ten° Im übrigen habe die Klägerin vor der Verlesung und

' Genehmigung der Protokollserklärung über die Klagerück-

nahme ihrem Prozeßbevollmächtigten die Vollmacht entzogen

und eine Sachentscheidung begehrt°

Die Klägerin beantragt,

das Urteil des LSG Berlin aufzuheben und die

Sache zur erneuten sachlichen Entscheidung dorthin

zurückzuverweisen°

Die Beklagte beantragt,.

die Revision als unzulässig zu verwerfen,
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III.

hilfsweise,

den Rechtsstreit zur nochmaligen Verhandlung und
Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen.

Die von der Klägerin gerügten Verfahrensmängel seien nicht

vorhanden. Das Prozeßurteil des SG sei zu Recht ergangen
und von dem LSG zutreffend mit einer Sachentscheidung

bestätigt worden. Die Nichtzulassung der Revision sei

bindend und könne nicht auf dem Wege der Rüge eines wesent—

lichen Verfahrensmangels zum Gegenstand der Prüfung des

BSG gemacht werden..

Da die Revision vom LSG nicht zugelassen wurde, ist sie

nur statthaft, wenn im Verfahren des LSG ein wesentlicher

Mangel gerügt wird und auch vorliegt (@ 162 Abs. 1 Nr. 2

des Sozialgerichtsgesetzes — SSG -; BSG l, 150). Diese

Voraussetzungen sind aber nicht erfüllt.

Die von der Klägerin erhobenen Rügen greifen sämtlich

_nicht durch.

Die Nichtzülassung der Revision durch das LSG ist für
das BSG bindend; sie kann auch nicht auf dem Weg der Rüge

eines wesentlichen Mangels des Verfahrens zum Gegenstand

der Prüfung durch das BSG gemacht werden (BSG 2, 81).
}Selbst wenn das Berufungsgericht sich über die grundsätz-

‚liche Bedeutung von Rechtsfragen geirrt haben sollte

(@ 162 Abs. 1 Nr. 1 SGG), wird gleichwohl aus diesem Grund
die Revision nicht eröffnet. Dann liegt nämlich nicht ein

wesentlicher Mangel im V e r f a h r e n' des LSG vor
(@ 162 Abs. 1 Nr. 2 SGG), sondern eine in ihrem Inhalt_

unrichtige Entscheidung (vgl. BSG 2, M5, 81; }, 2755 5,

1503 ferner SozR SGG zu $ 162 Nr. 112). Der Senat hat keine
Veranlassung,

von dieser ständigen Rechtsprechung des BSG

’_ abzuweichen.
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IV.
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Die weitere Rüge der Klägerin, daß die Erklärung der Klage-
rücknahme durch ihren Prozeßbevollmächtigten nach Aufnahme

in das Sitzungsprotokoll der ersten Instanz den Beteiligten

nicht vorgelesen oder zur Durchsicht vorgelegt und genehmigt

werden sei (@ 162 i.V.m. @ 160 Abs. 2 ZPO), war von ihr be-

reits im Berufungsverfahren erhoben worden. Das LSG hatte

daraufhin die Entscheidung des SG überprüft, war aber, ge—
stützt auf die einschlägige Rechtsprechung, auch des BSG

(vgl. BSG zu BGB @ 119 Nrn. 3 und 5), Zu dem Ergebnis gekom-

men, daß ein wesentlicher Mangel im Verfahren der ersten In-

stanz nicht vorliege, und hatte infolgedessen die Berufung der

Klägerin als unbegründet zurückgewiesen. Wenn die Klägerin

daraus, daß das LSG die Entscheidung des SG sachlich bestä-

tigt hat, den Schluß ableiten will, dann habe das Berufungs—

gericht selbst einen Verfahrensmangel begangen, so ist dies

rechtlich unzutreffend. Als wesentliche Verfahrensmängel sind

nach 5 162 Abs. 1 Nr. 2 SGG vor dem Revisionsgericht grund-
sätzlich nur verfahrensmäßige Fehler Jenes Gerichts mit der

Rüge angreifbar, dessen Urteil angefochten wird, hier also

des LSG (vgl. Peters/Sautter/WOlff, Kom. z. SGb Anm. 5 zu
S 162 - III/80 - 30/2). Selbst wenn also Verfahrensmängel des
SG vorgelegen hätten, würde deren unzutreffende Beurteilung

durch das Berufungsgericht keinen Mangel des Berufungsver—

fahrens darstellen (vgl. BSG in SozR SGG % 162 Nr. 40 und
die dort zitierte Rechtsprechung). Ein in einem früheren Rechts—

zug unterlaufener Verfahrensmangel kann nur dann das Verfahren

weiterer Instanzen gleichermaßen als fehlerhaft erscheinen

lassen, wenn es sich um einen Mangel handelt, der von Amts

wegen in jeder Instanz zu berücksichtigen ist, weil er die

Grundlagen des Verfahrens betrifft (BSG in SozR SGG 5 162

Nr. 40; Mellwitz, Kom. 2. SGG @ 162 Anm. B 9; RGZ 159, 84)

und davon das Revisionsverfahren ebenfalls berührt wird (vgl.

Baumbach/Lauterbach, ZPO Anm. 2 C zu $ 559 und Anm. 3 B zu
@ 295). Solche Verfahrensmängel früherer Instanzen sind je—
doch hier nicht ersichtlich.

Da nach alledem die von der Klägerin gerügten Verfahrens-

mängel, soweit es sich um das Verfahren des LSG handelt,

-6-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


tatsächlich nicht vorliegen, war die Revision unstatthaft

und mußte nach @ 169 SGG als unzulässig verworfen werden„

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 193 SGG„
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